
ausgesprochen. Sowohl vom Delikt als auch vom Straf­
ausspruch her sind also die meisten der den Vorstrafen 
zugrunde liegenden Straftaten keine Verbrechen. Sie 
würden deshalb nicht die Anwendung einer höheren 
Strafe nach § 235 Abs. 4 des StGB-Entwurfs zulassen. 
Wenn man jedoch betrachtet, daß von 31 vorbestraften 
weiblichen zu Arbeitserziehung Verurteilten neun 
mehrfach vorbestraft sind und bei den vorbestraften 
männlichen Arbeitspflichtigen von 37 gar 27, so ist 
erkennbar, daß hier strengere Maßstäbe bei der Straf­
festsetzung notwendig sind, weil es sich um besonders 
hartnäckige asoziale Personen handelt.
Um jedoch keine unnötige Ausweitung vorzunehmen,

trotzdem aber die hartnäckigsten Fälle der mehrfach 
wegen Vergehens Vorbestraften erfassen zu können, 
schlage ich vor, in § 235 Abs. 4 als zweite Alternative 
die Täter zu nennen, die „wegen einer Straftat bereits 
zweimal mit einer Freiheitsstrafe unter zwei Jahren 
oder einmal mit einer Freiheitsstrafe über zwei Jahre 
bestraft“ sind. Eine Unterscheidung nach der Dauer 
einer ausgesprochenen Strafe ist m. E. günstiger als die 
Unterscheidung nach Vergehen und Verbrechen. Für die 
Feststellung, wie tief solche asozialen Lebensweisen 
verhärtet sind, ist nicht allein die Art des Delikts, 
sondern vor allem die Dauer einer vorangegangenen 
staatlichen Einwirkung maßgebend.
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Einzelfragen der Neuregelung des Strafverfahrens 
gegen Jugendliche

Anknüpfend an den Beitrag von H a r t m a n n ,  der 
in NJ 1967 S. 144 ff. die Grundsätze des künftigen Ju­
gendstrafrechts dargelegt hat, soll hier auf einige wich­
tige Einzelfragen der künftigen Gestaltung des Straf­
verfahrens gegen Jugendliche eingegangen werden.

Zur Beendigung des Verfahrens bei Verneinung 
der Schuldfähigkeit
Nach § 24 Abs. 2 des StGB-Entwurfs ist die persönliche 
Voraussetzung für die strafrechtliche Verantwortlichkeit 
eines Jugendlichen, d. h. seine Schuldfähigkeit, in je­
dem Verfahren ausdrücklich festzustellen. Der Entwurf 
geht davon aus, daß keine Straftat vorliegt, wenn der 
Jugendliche nicht schuldfähig ist. Deshalb wird in den 
§§ 141, 149, 247 StPO-Entwurf bestimmt, daß in diesen 
Fällen das Verfahren einzustellen ist bzw. Freispruch 
erfolgt, weil „der festgestellte Sachverhalt keine Straf­
tat ist“ bzw. „sich die Beschuldigung nicht als begrün­
det erwiesen hat“. Die im Verfahren getroffenen Fest­
stellungen sind den Organen der Jugendhilfe mitzu­
teilen.
Ebenso wie die gerichtlichen Strafen sind auch die 
Maßnahmen der Jugendhilfeorgane (sie werden aller­
dings im § 26 StGB-Entwurf nicht genannt) und der 
gesellschaftlichen Rechtspflegeorgane nach Übergabe 
einer Sache durch ein staatliches Rechtspflegeorgan 
Ausdruck der strafrechtlichen Verantwortlichkeit des 
betreffenden Jugendlichen. Die Maßnahmen der Ju­
gendhilfeorgane sind jedoch dem Katalog nach gleich, 
d. h., es macht keinen Unterschied, ob sie gegenüber 
einem schuldfähigen oder einem nicht schuldfähigen 
Jugendlichen angewandt werden (vgl. §§ 13, 23 Jugend- 
hilfeverordnung). Entscheidend ist die erzieherische 
Wirksamkeit der getroffenen Maßnahme.
Es taucht hier die Frage auf, ob nicht ein besonderer 
Verfahrenseinstellungsgrund erforderlich ist, der dann 
Platz greift (auch im gerichtlichen Verfahren), wenn 
der beschuldigte Jugendliche nicht schuldfähig ist. Eine 
Einstellung und besonders ein Freispruch, weil „sich 
die Beschuldigung nicht als begründet erwiesen hat“, - 
kann zu Mißverständnissen und pädagogischen Schwie­
rigkeiten führen. Auch ein im strafrechtlichen Sinne 
nicht schuldfähiger Jugendlicher trägt in gewissem 
Umfang Verantwortung für sein Handeln. Nur seine 
strafrechtliche Verantwortlichkeit ist zu Recht ausge­
schlossen worden.

Zum Strafrahmen
Wenn H a r t m a n n  schreibt, daß die Mindestfrei­
heitsstrafe bei Jugendlichen sechs Monate beträgt1, so
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hat er insofern nicht ganz recht, als die Ausnahme­
regelung des § 43 Abs. 5 StGB-Entwurf ohne Zweifel 
auch für Jugendliche gilt. Danach ist ausnahmsweise 
eine Freiheitsstrafe von drei bis sechs Monaten zu­
lässig, wenn die verletzte Strafrechtsnorm auch Strafen 
ohne Freiheitsentzug androht.
Nach der gegenwärtigen Regelung gelten die in den 
einzelnen Bestimmungen des allgemeinen Strafrechts 
enthaltenen Strafrahmen mit der Maßgabe, „daß das 
Höchstmaß von zehn Jahren nicht überschritten werden 
darf und an die Stelle der Mindeststrafe das Mindest­
maß von drei Monaten tritt“ (§17 Abs. 2 JGG). Im 
StGB-Entwurf wird zwar die Höchststrafe für Jugend­
liche besonders festgelegt; es werden jedoch die im 
Tatbestand genannten Mindeststrafen unberührt ge­
lassen. Meines Erachtens ist es erforderlich, bei Jugend­
lichen einen besonderen Strafrahmen festzulegen. Das 
würde verhindern, in der Rechtsprechung auf allge­
meine Strafmilderungsgründe auszuweichen, deren Her­
anziehung — soweit überhaupt möglich — gekünstelt 
erscheinen würde. Gerade bei Jugendlichen kann es 
erforderlich sein, die Grenze der im Tatbestand ge­
nannten Mindestfreiheitsstrafe herabzusetzen oder auf 
eine andere Strafart überzugehen.

Strafprozessuale Sicherungsmaßnahmen

In dem StPO-Entwurf ist als strafprozessuale Siche- 
rurrgsmaßnahme die besondere Aufsicht Erziehungsbe­
rechtigter (§ 135) neu eingeführt worden. Die nach gel­
tendem Recht (§ 37 JGG) gegebene Möglichkeit, vor­
läufige Erziehungsmaßnahmen anzuordnen, hat in der 
Praxis kaum eine Rolle gespielt. Zum Teil wurden 
Jugendliche vorläufig in Durchgangsheime der Jugend­
hilfe eingewiesen, was jedoch nicht dem Zweck dieser 
Einrichtungen entspricht. Der Entwurf sieht von sol­
chen allgemeinen „vorläufigen Maßnahmen“ ab. Die 
Möglichkeit, jugendliche Beschuldigte oder Angeklagte 
unter die besondere Aufsicht Erziehungsberechtigter 
zu stellen, ist auf Vergehen und hier auf die Fälle des 
Fluchtverdachts beschränkt. Ausgeklammert bleiben 
also andere Fälle, z. B. die, in denen Verdunklungs­
gefahr oder die Gefahr der Begehung weiterer straf­
barer Handlungen (während des Strafverfahrens) be­
steht2. Die Verpflichtung zur besonderen Aufsicht kön­
nen nur Eltern oder sonstige Erziehungsberechtigte 
durch Abgabe einer schriftlichen Erklärung überneh­
men. Der Kreis dieser Personen ist durch das Fami­
liengesetzbuch exakt umgrenzt. Im Unterschied zu Art. 
394 StPO der RSFSR sieht § 135 bei Verletzung der

2 Vgl. dazu die besondere Fassung des Art. 394 StPO der 
RSFSR.


